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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In der Frühjahrssessions 2022 stimmte der Ständerat der Weiterführung des
Währungshilfebeschlusses einstimmig zu und nahm den Verpflichtungskredit über CHF
10 Mrd. an. APK-SR-Sprecher Bischof (mitte, SO) informierte den Rat, dass sich der
Beschluss nur auf bilaterale Kredite beziehe und nicht auf die gesamte Schweizer
Beteiligung im IWF. Finanzminister Maurer verwies auf den Krieg in der Ukraine und den
gesprochenen Notkredit von 1.4 Mrd. Dollar, der es dem Land ermögliche, seinen
finanziellen Verpflichtungen auch in der jetzigen Ausnahmesituation nachzukommen. Er
betonte auch nachdrücklich, dass die bisher von der Schweiz gewährten Kredite immer
zurückbezahlt worden seien, was die Funktionsfähigkeit des Systems unterstreiche. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2022
AMANDO AMMANN

Aussenwirtschaftspolitik

Der Bundesrat publizierte im Januar 2023 den Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik
2022 sowie vier Bundesbeschlüsse. Diese vier Beschlüsse umfassten die Genehmigung
des Internationalen Kaffee-Übereinkommens von 2022, die Genehmigung des 2022
revidierten Internationalen Kakao-Übereinkommens von 2010, die Genehmigung des
Abkommens zwischen dem WBF und dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Klimaschutz der Bundesrepublik Deutschland über Zusammenarbeit und Koordinierung
der Wettbewerbsbehörden sowie die Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen 2022.
Der Bericht lieferte einen Überblick über die wichtigsten aussenwirtschaftspolitischen
Entwicklungen im vergangenen Jahr. Prägend waren dabei die Auswirkungen des Kriegs
Russlands gegen die Ukraine (insbesondere bei den globalen Produktions- und
Lieferketten), die starke Inflation, die nachwirkenden Schwierigkeiten rund um die
Covid-19-Pandemie, die zukünftige Stossrichtung für ein Verhandlungspaket mit der EU
sowie die weltweite Tendenz zu mehr Protektionismus.

Der Nationalrat befasste sich in der Frühjahrssession 2023 mit dem Bericht. Die
Fraktionen gingen auf die für sie wichtigsten Punkte ein. So warnte etwa Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) für die Mitte-Fraktion vor der Erosion des bilateralen
Wegs mit der EU und auch SP-Vertreter Fabian Molina (sp, ZH) forderte den Bundesrat
auf, die Sondierungsgespräche mit der EU rasch voranzubringen. Den Sprechenden der
FDP- sowie der GLP-Fraktion bereitete allen voran die Problematik des Protektionismus
respektive die «zahlreichen grossen Subventionsprogramme und staatlichen Beihilfen
anderer Länder» (Petra Gössi fdp, SZ) Sorgen. Auch Roland Büchel (svp, SG) kritisierte
seitens der SVP den Protektionismus. Er warb als Gegenmittel dafür, den Freihandel
voranzutreiben und auch mit Ländern zusammenzuarbeiten, «die nicht unseren Idealen
entsprechen». Die Grünen in Person von Nicolas Walder (gp, GE) wiederum kritisierten
generell die Aussenwirtschaftspolitik des Bundesrates, in welcher zu fest auf Handels-
und Konsumwachstum fokussiert werde und es einen Mangel an Kontrollmechanismen
für die Unternehmen gebe. In den anschliessenden Abstimmungen wurden die vier
Bundesbeschlüsse einstimmig angenommen.

Der Ständerat behandelte den Aussenwirtschaftsbericht in derselben Session.
Nachdem Pirmin Bischof (mitte, SO) für die Kommission sowie Wirtschaftsminister
Parmelin seitens des Bundesrates die wichtigsten Themen des Berichts hervorgehoben
hatten, nahm die kleine Kammer die vier Bundesbeschlüsse jeweils einstimmig an. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

In der Frühjahrssession 2022 nahm sich der Ständerat einer Motion Heim (sp, SO) an,
welche eine grössere Versorgungssicherheit bei Impfstoffen zum Inhalt hatte. Pirmin
Bischof (mitte, SO) liess für die Mehrheit der SGK-SR verlauten, dass diese mit 7 zu 2
Stimmen (bei 1 Enthaltung) das Geschäft zur Ablehnung beantrage. Zwar sei auch die
Kommissionsmehrheit der Ansicht, dass es einer Verbesserung der Impfstoffversorgung
bedürfe, gleichzeitig würden im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie bereits auf
verschiedenen Stufen Abklärungen vorgenommen. Bischof verwies auf den Bericht in
Erfüllung des Postulats 12.3426 und auf die Schritte, die durch die Annahme der
Postulate 20.3453 und 20.3241 eingeleitet worden seien. Zudem hob der
Standesvertreter aus Solothurn hervor, dass die Mehrheit der SGK-SR eine generelle,
nicht nur während ausserordentlichen Krisenzeiten geltende Verstaatlichung der
Impfstoffbeschaffung, wie es die Motion fordere, nicht als den geeigneten Weg erachte.
Vielmehr beabsichtige sie, an der dezentralen und privaten Beschaffung festzuhalten.
Eine Minderheit rund um Hans Stöckli (sp, BE) sah dies anders. Der Bundesrat habe im
Falle der Covid-19-Pandemie dank dem Notverordnungsrecht «rechtzeitig die besten
Impfstoffe […] besorgen» können, der Einkauf soll jedoch auch unabhängig von der
Existenz einer Pandemie zentral erfolgen können, gebe es doch auch Notlagen, welche
«die Voraussetzungen einer Pandemie nicht erfüll[t]en». An den aufgeworfenen Punkt
zur Beschaffung der Covid-19-Impfstoffe anknüpfend erklärte Gesundheitsminister
Berset, dass die Zentralisierung in diesem Fall notwendig gewesen sei, um die
entsprechenden Impfstoffe überhaupt beschaffen zu können, der Bundesrat habe
allerdings immer die Absicht geäussert, langfristig zum bisherigen System
zurückzukehren. Zudem sei die Landesregierung der Meinung, dass die beiden anderen
Forderungen der Motion – ein Pflichtlager für Impfstoffe mit potentiellen
Versorgungsengpässen und eine vereinfachte Zulassung von EMA-Impfstoffen – bereits
erfüllt seien. Daher empfehle der Bundesrat das Geschäft zur Ablehnung. Mit 29 zu 13
Stimmen folgte der Ständerat diesem Votum. 3

MOTION
DATUM: 02.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Im März 2022 kam die Motion Heim (sp, SO) – übernommen von Angelo Barrile (sp, ZH) –
zur Versorgungsverbesserung und Zulassungsvereinfachung von Impfstoffen in den
Ständerat. Dort führte Primin Bischof (mitte, SO) für die SGK-SR aus, dass die
Kommission bei der Impfstoffversorgung in der Schweiz Verbesserungsbedarf sehe. Um
Impfwillige nicht zu benachteiligen, bedürfe es bei einer Impfstoffknappheit zudem
auch der Vergütung alternativer Impfstoffe, die hierzulande nicht bzw. noch nicht
zugelassen sind. Daher empfehle die Kommission das Geschäft mit 7 zu 5 Stimmen zur
Annahme. Gesundheitsminister Berset strich in seiner Wortmeldung die Wichtigkeit der
Impfstoffversorgung während der Covid-19-Pandemie hervor. Die
Beschaffungsflexibilität, die Sicherstellung der nationalen Produktion und die
internationale Kollaboration seien essenziell gewesen. Da viele Forderungen des
Vorstosses aber bereits in Angriff genommen worden seien, empfehle der Bundesrat
die Motion zur Ablehnung. Der Ständerat folgte jedoch seinem Schwesterrat und seiner
Kommission und nahm die Motion mit 36 zu 5 Stimmen an. 4

MOTION
DATUM: 02.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB SR, 2022, S. 191 ff.
2) AB NR, 2023, S. 144 ff.; AB NR, 2023, S. 659 f.; AB SR, 2023, S. 280; AB SR, 2023, S. 79 ff.; BBl, 2023 304; BBl, 2023 305;
BBl, 2023 308; BBl, 2023 311; BBl, 2023 314
3) AB SR, 2022, S. 60 f.
4) AB SR, 2022, S. 59 f.
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